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Konzept zur Versorgung von wohnungslosen Menschen mit 

mietvertraglich abgesichertem Wohnraum 

 

Ab 2022 wird es eine bundesweite Wohnungslosenstatistik geben. Bisher machte das 

jedes Bundesland anders, Schleswig-Holstein erfasste die Wohnungslosen bisher gar 

nicht. Trotzdem geht man davon aus, dass die Zahlen in den letzten Jahren massiv 

angestiegen sind, auch wegen der großen Zahl an Geflüchteten. 

Städte und Gemeinden gehen unterschiedliche Wege, um wohnungslose Menschen 

wieder mit mietvertraglich abgesichertem Wohnraum zu versorgen. Eigener 

Mietwohnungsbestand, Belegungsrechte bei Wohnungsunternehmen oder 

Bürgschaften als Sicherheit für Vermieter, die an wohnungslose Menschen vermieten 

sind mögliche Wege zur Mietwohnungsversorgung. 

Zusätzlich zu einzelnen Maßnahmen kann man ganz allgemein 2 Ansätze 

unterscheiden bei der Versorgung Wohnungsloser mit eigenem mietvertraglich 

abgesichertem Wohnraum: 

Der Ansatz Housing First sieht für jeden wohnungslosen Menschen eigenen 

Wohnraum vor, ohne daran Bedingungen zu knüpfen, wie Drogenfreiheit oder ganz 

allgemein die Fähigkeit sich um seine Angelegenheiten zu kümmern. Housing First 

geht davon aus, dass jeder Mensch eigenen, sicheren Wohnraum braucht und sich 

erst dann um andere Probleme kümmern kann. Für diesen Ansatz müssen finanzielle 

und personelle Ressourcen zur Verfügung stehen, ebenso wie eine ausreichende 

Anzahl an Sozialwohnungen. Es gibt einzelne Projekte in Deutschland, die nach 

diesem Konzept arbeiten, aber ich konnte keine Stadt oder Gemeinde finden, die 

ausschließlich so arbeitet. 

Auf der anderen Seite gibt es einzelne Sozialleistungsträger, die in trägereigenem 

Wohnraum nach festen Regeln Wohnen regelrecht einüben und bei entsprechender 

Bewährung dann feste Mietverträge vermitteln. Man muss sich als Wohnungsloser das 

Wohnen praktisch erarbeiten. 

 

In diesem Konzeptentwurf soll es aber nicht um die Entscheidung zwischen zwei 

Ansätzen gehen, die beide gut begründet ihre Berechtigung haben können und sich 

oft mehr auf obdachlos auf der Straße lebende Menschen beziehen, sondern um den 

Versuch für die Stadt Wedel einen Weg zu finden, wie wir die Situation für die vielen 

Wohnungslosen der Stadt verbessern können und ihre Chancen erhöhen, eine 

Wohnung mit eigenem Mietvertrag zu bekommen.  

Hauptsächlich geht es dabei um Menschen, die gut eingegliedert in die Gesellschaft 

sind und entweder in Deutschland noch nie eine Wohnung hatten oder sie durch 

schwierige Lebensumstände teilweise schon vor Jahren verloren haben. 

Wohnungslosigkeit ist mittlerweile im Leben normaler Bürger angekommen und nicht 

mehr nur ein Problem von Menschen mit besonderen Problemen am Rande der 

Gesellschaft. Eine Scheidung, Eigenbedarfskündigung oder eine psychische 

Erkrankung reichen oft schon aus, um in die Wohnungslosigkeit zu geraten. Wenn 
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dann nur ein geringes Einkommen vorhanden ist, kann es schon schwierig sein, aus 

einer städtischen Unterkunft wieder zurück in eigenen Wohnraum zu kommen. 

 

Um der wachsenden Zahl von wohnungslosen Menschen und zugewiesenen 

Asylbewerbern gerecht zu werden, mietet die Stadt Wedel zu den bekannten 

Unterkünften zusätzlich Wohnraum auf dem freien Wohnungsmarkt an, der dann auf 

dem freien Wohnungsmarkt als mietvertraglich abgesicherter Wohnraum nicht mehr 

zur Verfügung steht. Für die Vermieter*innen bedeutet die Vermietung an die Stadt, 

dass sie zwar einerseits den Mieter nicht aussuchen können, aber sich auf der anderen 

Seite auf sichere Mietzahlungen verlassen können. 

Für uns als Hauptmieter bedeutet es, dass wir die volle Verantwortung für die 

Wohnung übernehmen und als Verwaltung agieren. Dadurch entsteht viel Arbeit und 

hohe Kosten hinsichtlich Pflege der angemieteten Unterkünfte, Ersatzbeschaffung von 

Möbeln, Personal, Kosten bei Leerstand usw. 

Häufig wohnen Familien in diesen angemieteten Wohnungen. Einerseits ist das für die 

Kinder besser als in einer von außen sichtbaren Obdachlosenunterkunft zu wohnen, 

aber da bei der Unterbringung der Platzbedarf der Ordnungsrechtlichen Unterbringung 

zugrunde gelegt wird (ca.10 qm pro Person), ist kein normales Wohnen möglich. 

Leider verbringen die Familien oft Jahre in diesen Unterkünften und das benachteiligt 

besonders die Kinder in ihrer Entwicklung. Sie haben keinen eigenen Platz zum 

Spielen, keine Rückzugsmöglichkeiten und sie können niemals Freunde mit nach 

Hause bringen. 

Dies beeinträchtigt massiv die Entwicklungsmöglichkeiten, besonders auch im 

schulischen Bereich, da konzentriertes Lernen so nicht möglich ist. Außerdem ist das 

vollständige Fehlen eines Rückzugsortes für alle Familienmitglieder so belastend, 

dass es unter Umständen auch zu vermehrtem Stress in der Familie kommen kann. 

 

Bei meiner Wohnungssuche mit verschiedenen Familien habe ich festgestellt, dass die 

Vermieter schon grundsätzlich die Bereitschaft haben, auch an Familien mit Kindern 

eine Wohnung zu vermieten, was aber oft an fehlendem eigenen oder zu geringem 

Einkommen scheitert. Da werden mittlerweile oft hohe Maßstäbe angesetzt.  

Außerdem sind Vermieter verunsichert, wenn ein Mieter nicht gut deutsch spricht. Sie 

befürchten, dass Regeln aus Mangel an Kenntnissen nicht eingehalten werden und 

eine Kommunikation bei aufkommenden Problemen erschwert ist. 

Ebenfalls ein Verhinderungsgrund sind Duldungen oder Aufenthaltsgenehmigungen, 

die nur halbjährlich verlängert werden. Vermieter haben es schon häufig erlebt, dass 

Mieter dann einfach ohne Kündigung verschwinden. In einem solchen Fall kommt dann 

einfach keine Miete mehr. 

 

Wir haben mehrere junge Männer in unseren Unterkünften, die ausreichend 

Einkommen erwirtschaften, aber aufgrund einer Duldung hier jahrelang ohne eigene 

Wohnung leben müssen. Einer dieser Männer arbeitet seit Jahren in der Intensivpflege 

und hat trotzdem lediglich eine Duldung. Ein anderer junger Mann hat einen Job in 

einer Firma und macht dort nebenbei eine Ausbildung zum kaufmännischen 
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Angestellten. Er bekommt beide Gehälter, hat also ausreichend Einkommen, bekommt 

aber aufgrund seiner Duldung keine Wohnung. 

Einige Familien haben ganz kurze Aufenthaltsgenehmigungen, mit der Begründung, 

dass die Wohnraumerfordernis für einen längeren Aufenthalt nicht erfüllt ist. Das heißt, 

sie bekommen keine Wohnung, weil ihre Aufenthaltsgenehmigung nur für ein halbes 

Jahr ausgestellt wird und sie bekommen keinen längeren Aufenthalt, weil sie keine 

eigene Wohnung haben. Sie bekommen auch keinen Wohnberechtigungsschein, da 

man für einen Wohnberechtigungsschein mindestens einen Aufenthalt von einem Jahr 

haben muss. 

Einige Menschen arbeiten, verdienen aber so wenig, dass Vermietende Angst haben, 

dass sie die Miete nicht dauerhaft aufbringen können. Eine Bewohnerin unserer 

Unterkünfte hat 2 Jobs und verdient damit genug Geld für eine Wohnung für sich und 

ihre zwei Töchter, aber einer ihrer Jobs ist in einer Disko und der fällt immer wieder 

wegen Corona monatelang weg. Die Jobcenterbescheide, die diese Lücken füllen 

reichten dem Vermieter nicht, da das Jobcenter bei fehlender Mitwirkung jederzeit die 

Zahlungen einstellen kann. Eine Bürgschaft würde das Problem lösen, aber woher soll 

eine Einwanderin aus einem anderen Land einen Bürgen bekommen, der das für sie 

tut? 

Alle Menschen aus den genannten Beispielen zahlen eigenständig und regelmäßig die 

Kosten der Unterkunft an die Stadt Wedel. Es ist also anzunehmen, dass sie das in 

einer Mietwohnung auch tun würden. 

Die genannten Probleme könnten wir als Stadt zum Teil lösen, indem wir für die 

Mietzahlungen bürgen. Außerdem könnte die Sozialarbeiterin der Fachstelle Wohnen 

Ansprechpartnerin für Mieter*innen und Vermieter*innen sein, um Probleme zu klären, 

bevor das Mietverhältnis nicht mehr zu retten ist. 

Für einige Vermieter*innen bietet dieses Angebot ausreichend Sicherheit, um auch 

gerne an Bewohner*innen der Unterkünfte zu vermieten. 

 

 

Vorschläge: 

 

- Wir bürgen für die Mietzahlung von Wohnungslosen der Stadt Wedel, die eine 

Wohnung mit eigenem Mietvertrag bekommen können, beispielsweise für 5 

Jahre, wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen.  

 

- Eine ergänzende zweite Möglichkeit wäre, dass wir für ein Jahr Probewohnen 

mit im Mietvertrag stehen, sodass wir bei der Belegung notfalls nachsteuern 

können und dann der Mieter automatisch übernimmt, und wir dann nur noch 

Bürgen sind. 

 

- Die Sozialarbeiterin der Fachstelle Wohnen ist auch nach einer Vermietung 

Ansprechpartnerin, wenn der Mietvertrag gefährdet ist und vermittelt den 

Mietern die passende Unterstützung, um den Mietvertrag erfüllen zu können.  
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Was tun die Vermieter*innen? 

 

- Der Mieter/ die Mieterin bekommt einen eigenen Mietvertrag auf seinen/ihren 

Namen 

 

- Die Vermietenden informieren die Sozialarbeiterin der Fachstelle Wohnen 

sofort, wenn die Miete ausbleibt, damit wir intervenieren können 

 

 

 

Was tun die Mieter*innen? 

 

- Erklärt das Einverständnis zur Kooperation 

 

- Verpflichtet sich zur Mitwirkung 

 

 

Für wen soll dies Angebot gelten? 

 

Für alle Bewohner unserer Unterkünfte, die die Fähigkeit und Bereitschaft zu 

Absprachen haben und deren finanzielle Situation oder Aufenthaltsstatus sich bei jeder 

Wohnungsbewerbung nachteilig auswirkt. In einer ersten Testphase sollte 

Drogenkonsum und mangelnde Einhaltung von Absprachen ein Ausschlusskriterium 

sein. 

 

Was bedeutet das für die Sozialpädagogin der Fachstelle Wohnen? 

 

- Akquise von Wohnungen  

 

- Soziale Beratung von Vermietern und Mietern 

 

- Vermittlung zwischen Vermietern und Mietern 

 

- Absprachefähigkeit von wohnungslosen Menschen feststellen  

 

- Weiterführende Hilfen vermitteln bei Bedarf 

 

- Ansprechpartnerin im Rathaus sein wie bisher 
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Vorteile für die Stadt: 

 

- Wir mieten weniger Wohnraum an, was Verwaltungsarbeit und 

Hausmeistertätigkeiten usw. einspart 

 

- Die Unterkunftszeiten verringern sich bei einigen Familien, sodass wir 

insgesamt mit unseren Ressourcen besser klarkommen 

 

- Viele Selbstzahler werden leichter eine Wohnung finden und somit keine 

Unterkünfte belegen 

 

 

 

Städte wie Hamburg oder Karlsruhe haben gute Erfahrungen mit Mietbürgschaften und 

der Begleitung von Mietverhältnissen gemacht und die Bürgschaften wurden nicht 

übermäßig in Anspruch genommen (Beschreibungen befinden sich dazu im Anhang). 

Man kann den wohnungslosen Menschen in verschiedenen Abstufungen 

Unterstützung gewähren. 

Der Mietvertrag auf ein Jahr zur Probe für Wohnungslose mit großen 

Mietvertragshemmnissen ist zumindest eine Chance für Menschen, die sonst keine 

bekommen. In diesem Probejahr können beide Parteien an Sicherheit gewinnen und 

aufkommende Probleme bearbeiten, bevor es in ein normales Mietverhältnis übergeht. 

 

Da wo nur finanzielle Hemmnisse vorliegen, reicht in der Regel die Bürgschaft als 

zusätzliche Mietsicherheit für die Vermieter*innen aus und gleicht so Nachteile der 

wohnungslosen Menschen in Wedel wenigstens zum Teil aus.  

 

Eine Mietbürgschaft bedeutet die Beseitigung einer großen Unsicherheit für Vermieter. 

Sie verdienen mit der Vermietung von Wohnraum ihr Geld und sind in der Regel auf 

die regelmäßigen Mietzahlungen angewiesen.  

Der Deutsche Städtetag empfiehlt schon 1987 die Bürgschaft im Rahmen des 

Organisationsmodells „Zentrale Fachstelle“ zur Sicherung der Wohnungsversorgung 

in Wohnungsnotfällen (siehe Anhang). 

Wenn die Stadt für eine Wohnung die Mietbürgschaft übernommen hat, verpflichtet 

sich der/ die Vermieter*in umgehend (im selben Monat, indem die Miete ausbleibt) 

diese Information an uns weiterzugeben. Daraufhin kann die Sozialpädagogin der 

Fachstelle Wohnen sofort mit dem Mietvertragsinhaber ins Gespräch gehen und 

versuchen, das Problem zu lösen. Ob es einen kurzfristigen finanziellen Engpass gab 

oder das Jobcenter noch nicht gezahlt hat, weil ein Antrag fehlt, kann auf diese Weise 

schnell geklärt werden. 
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Wenn wir einfach mal von 30 Mietbürgschaften pro Jahr ausgehen, dürfte die Zahl der 

in Anspruch genommenen Mietbürgschaften überschaubar sein. Wieviel genau dann 

letztendlich in Anspruch genommen werden, lässt sich schwer schätzen, aber mit 30 

Mietbürgschaften pro Jahr anzufangen und jährlich auszuwerten, erscheint als 

überschaubares Risiko. Wie groß das Risiko dann letztlich ist, hängt auch davon ab 

nach welchen Kriterien wir diese Mietbürgschaften gewähren. Diese Kriterien kann 

man bei Bedarf immer wieder anpassen. 

 

 

Wedel, den 15.02.2022 

Sabrina Kölln-Tietje 

Fachstelle Wohnen 
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In  so lchen S ys tem en w erden Le istungen und A ngebote aus den v ie r oben besch riebenen  

H and lungsfe lde rn w irkungsvo lle r a ls b isher m ite inande r ve rzahn t. T rad ie rte  „Z us tänd igke iten “ 

verändern  s ich : S o übe rnehm en fre ie  T räge r im m er häu fige r A u fgaben de r P räven tion  von  

W ohnungsve rlus ten, und s ie  bauen im  A u ftrag  von K om m unen ga r e igene „F achste llen“ au f. B e i den 

ö ffen tlichen  T rägem  w ächst das V e rs tändn is da fü r, dass es s ich be i den H ilfen  nach §§ 67 ff. S G B X II 

um  e ffek tive Ins trum en te hande lt, m it denen U n te rs tü tzungsbedarfe  in  kom p lexen und 

überfo rde rnden Lebens lagen  gedeck t w e rden können -  auch w enn es s ich  be i den E m pfänge rinnen  

und E m pfänge rn  n ich t im m er um  M enschen hande ln m uss, d ie  be re its aus a llen gese llscha ftlichen 

B ezügen ge fa llen  und vo lls tänd ig  ausgeg renz t s ind .

2.3 Das Modell der Zentralen FachstelLe

1987 sch lug de r D eu tsche S täd te tag (D S T ) zu r „S iche rung der W ohnungsversorgung  in  

W ohnungsnotfä llen  und V erbesse rung  de r Lebensbed ingungen  in  soz ia len B rennpunkten“ das 

O rgan isa tionsm ode ll de r „Z en tra len  F achste lle " (D S T , 1987 , S . 18) vo r. U n te r ande rem , um  d ie  

N ach te ile  ze rsp litte rter Z us tänd igke iten zu bese itigen , sah d ieses M ode ll e ine m ög lichs t w e itgehende  

B ünde lun g de r zu e iner e ffek tiven B earbe itung  der W ohnungsnotfa llp rob lem a tik  benö tig ten 

A u fgaben  und K om pe tenzen an e iner S te lle  der kom m una len V erw a ltung  vo r.

D as M ode ll w a r A usdruck e ines- P a rad igm enw echse ls , de r d ie  W ohnungsnotfa llh ilfen  nachha ltig  

ve rände rte . S e ine konzeptione llen  A nnahm en b rachen m it e iner T rad ition , in  de r charak terliche  

S chw ächen und ind iv idue lles F eh lve rha lten a ls H aup tgründe  von W ohnungs los igke it angesehen  

w urden und es in  den H ilfen  darum  g ing , M enschen ohne W ohnung  „s ittlich zu  fes tigen“, um  s ie  in  

d ie  G ese llscha ft re in teg rie ren zu können .8 D as F achste llenkonzept m ach te  den V ersuch, d ie  A rbe it 

de r K om m unen an de r „H and lungsm ax im e“ (E ichne r &  P au l, 2003 , S . 178 ) de r P räven tion 

auszu rich ten , d ie in  e ine r neuen „Z ie lh ie rarch ie “ (ebd .) obe rs te P rio ritä t ha tte . E s e rkann te dam it auch 

an , dass  W ohnungslos igke it ande re U rsachen a ls ind iv idue lles F eh lve rha lten haben konn te  und in  

den m e is ten F ä llen  du rch m a te rie lle  P rob lem e der B e tro ffenen ode r du rch s truk tu re lle  B edingungen  

in  den H ilfesys tem en m itve ru rsach t w u rde . M it de r V e rh inde rung von W ohnungsve rlus ten  so llte  d ie  

A usgrenzung  in  W ohnungs los igke it ve rm ieden w erden . D as K onzept w a r auch  von w irtschaftlichen  

Ü berlegu ngen ge tragen , denn d ie  A u flösung  von N o tun terkünften („soz ia len B rennpunkten“) und d ie  

V e rso rgun g  von B e tro ffenen m it N o rm a lw ohnraum  ve rsp rachen , d ie  kom m una len Lasten zu  

reduz ie ren .

Z u den w esen tlichen A u fgaben de r K om m unen  „im  R ahm en de r W ohnungss iche rung und de r 

O bdach losenh ilfe“ , d ie  idea le rw e ise  in  d ieser F o rm  gebünde lt, a lle rw en igs tens abe r koo rd in ie rt du rch 

e in  A m t w ahrgenom m en w erden so llten , gehö rten nach dam a lige r E inschä tzung  fo lgende  A u fgaben :

• „d ie K onzep tion zu r W ohnungss icherung  w e iterzuentw icke ln ,

• a lle  In fo rm ationen  übe r d rohende W ohnungsve rlus te  au fzubere iten ,

• In fo rm a tionen übe r ve rfügba ren  W ohnraum  au fzubere iten ,

• soz ia le  A rbe it zu r W ohnungss iche rung zu gew ährle is ten ,

• in  W ohnungsnotfä llen gee igne ten W ohnraum  se lbs t zu  ve rm itte ln  oder fü r d ie  V e rm ittlung  zu  

so rgen ,

• gegenüber V e rm ie te rn zu r A bs iche rung  w irtscha ftlicher R is iken , d ie  du rch d ie  V erm ie tung  an 

P rob lem hausha lte  en ts tehen , B ü rgscha ften  zu übe rnehm en  oder ih re Ü bernahm e in  d ie  W ege zu  

le iten ,

8 P aralle l zu r E in füh rung der Z en tra len F achste llen  e tab lierten  s ich  im  F e ld de r k irch lich  gepräg ten W ohnungs losenh ilfe aus den

g le ichen G ründen B eratungss te llen , und es en ts tanden - in  A bgrenzung zu G roß e in rich tungen und W ohnhe im en , d ie aus H erbe rgen  

und A rbe ite rko lon ien he rvo rgegangen w aren - e rs tm a ls qua lifiz ie rte  „am bu lan te“ U n ters tü tzungsangebote .



• E inw eisung in  O bdach losenunterkünfte  und W ohnungsbesch lagnahm en  (b is  zu r E ins te llung von  

N eue inw e isungen) vo rzunehm en und zu ve ran lassen,

• flank ierende  H ilfen , insbesondere de r S chu ldner- und H ausw irtscha ftsbe ra tung du rchzu füh ren, zu  

ve rm itte ln  und zu koo rd in ie ren ,

• d ie E n tlassung  aus de r O bdach losenh ilfe  vo rzubere iten und d ie nachgehende B e treuung  

s ich e rzus te llen ,

• d ie  A u flösung von O bdach losene inrich tungen  vo rzube re iten .“ (D S T , 1987 ,19  f.)

O bw oh l das F achste llenm ode ll konzep tione ll übe rzeug te , ha t es s ich in  de r P rax is nu r langsam  und 

b is heute n ich t flächendeckend du rchgese tz t. E s w u rde vo r a llem  in  G roß städ ten au fgeg riffen , in  den 

k le ineren  S tädten  jedoch nu r in  „e iner pa rtie llen A nnäherung  an das B as ism ode ll“ (E ichne r &  P au l, 

2003, S . 184) übe rnom m en. N eben Z en tra len F achste llen , in  denen F unktionen , R essourcen und 

E n tsche idungsköm pe tenzen  w e itgehend zusam m enge füh rt w u rden , en ts tanden „F achd iens te“ , in  

denen das nu r zum  T e il der F a ll w a r, ode r „K oo rd in ie rungss te llen“, d ie  das unabgestim m te H ande ln  

de r F achäm ter ha rm on is ie ren so llten  (M in is te rium  fü r A rbe it, S oz ia les und S tad ten tw ick lung , K u ltu r 

und S port des Landes N ordrhe in -W estfa len , K om m unale  G em einscha ftss te lle  fü r 

V erw a ltungsvere in fachung  [K G S t] &  Landesarbe itsgem e inscha ft der Ö ffen tlichen und F re ien 

W oh lfah rtsp flege in N ord rhe in -W estfa len [H rsg .], 1999).

A ls  g röß tes P rob lem  fü r d ie  U m se tzung des F achste llenm ode lls  e rw iesen s ich b is heu te  d ie  

S truk tu ren  in  den K re isen , w o  A u fgaben n ich t e in fach nach dem  besch riebenen K onzept gebünde lt 

w e rden können . A ls  ö rtliche  T räge r de r S oz ia lh ilfe  s ind d ie K re ise fü r Le is tungen nach dem  D ritten  

K ap ite l (H ilfe  zum  Lebensun terha lt) und nach dem  A ch ten K ap ite l (H ilfe  zu r Ü berw indung 

besonderer soz ia le r S chw ierigke iten ) S G B  X II g rundsä tz lich d ie  zus tänd igen Le is tungs träge r. 

Landesrecht rege lt jew e ils , w e lche w e ite ren T räge r au f G em e inde (verbands)ebene  zu r Ü bernahm e 

von A u fgaben he rangezogen w erden können . D agegen  lieg t d ie  A u fgabe de r o rdnungsrechtlichen 

U n te rb ringung im m er in  der Z us tänd igke it de r G em einden . E ine um fassende B ünde lung  de r 

A u fgaben is t a lso nu r m öglich , w enn G em e inden zu r A u fgabenerled igung  be i de r S oz ia lh ilfe  

he rangezogen w erden , w as au f G em e indeebene jedoch S truk tu ren und R essou rcen vo rausse tz t, d ie  

n ich t übe ra ll vo rhanden  s ind . A ls 2014 d ie  W ohnungsnotfa llp räven tion  in N ord rhe in-W estfa len  

un te rsuch t w u rde , ha tten zw ar 19 von 23 S täd ten e ine  V a rian te des F achste llenm odells  um gese tz t, 

doch  es gab nu r „in  e tw a de r H ä lfte  der no rdrhe in-w estfä lischen K re ise in  den M itg liedsgem e inden  

spez ie ll zus tänd ige  kom m una le  W ohnungssiche rungss te llen ode r F achste llen  fü r W ohnungsno tfä lle“ 

(B usch -G eertsem a e t a l., 2014 , S . 35 ). F ü r d ie  W ohnungsno tfa llh ilfen bedeu te t das , dass w esentliche 

K om pe tenzen fü r d ie P räven tion von W ohnungsve rlus ten  o ft be i den K re isve rw a ltungen liegen. 

M iss ling t d ie P räven tion au f d iese r E bene , w e rden d ie  G em einden fü r d ie U n te rb ringung zus tänd ig .

2.4 Zuständigkeit für eine Mietschuldenübernahme nach SGB II und SGB XII

D ie M ög lichke it, M ie tschu lden zu tilgen, um  e inen  W ohnungsve rlus t zu  ve rh inde rn , gehö rt zu  den 

besonderen  Ins trum enten de r P rävention .

B is 2005 w ar im  frühe ren  § 15a B S H G  ge rege lt, dass M ie tschu lden a ls „H ilfe  zum  Lebensun terha lt in  

S onderfä llen“ auch ohne  A nspruch au f lau fende S oz ia lh ilfe le is tungen „zu r S iche rung de r U n te rkun ft“ 

übe rnom m en w erden konn ten . D ie H ilfe  so llte  gew ährt w e rden , „w enn s ie  ge rech tfe rtig t und 

no tw end ig  is t und ohne s ie  W ohnungs los igke it e inzu tre ten d roht“ . Z us tänd ige Le is tungsträge r w a ren 

d ie  ö rtlichen T räge r der S oz ia lh ilfe , Le is tungen  konn ten  a ls D arlehen oder a ls B e ih ilfe  gew ährt 

w e rden .

M it Inkra fttre ten des S G B  II und des S G B X II w u rden  fü r d ie  g le iche  A u fgabe Z uständ igke iten  in  zw e i 

R ech tskre isen geschaffen . S ow oh l § 36 S G B X II (b is  2010: § 35 S G B X II) a ls  auch § 22 A bs. 8 S G B II 

übe rnahm en d ie  w esen tlichen F o rm ulie rungen des § 15a B S H G . D ie Ü bernahm e von M ie tschu lden  is t



auch nach neuem  S oz ia lh ilfe rech t m ög lich , ohne dass lau fende H ilfe  zum  Lebensun te rha lt bezogen 

w erden m uss. Im  S G B II h ingegen können Le istungen fü r M ie tschu lden nu r e rb rach t w e rden , so fe rn  

A rbe its losenge ld  II bezogen w ird , w obe i e in ige B esonderhe iten  zu be rücks ich tigen s ind : W ie  

g rundsä tz lich im  S G B II g ilt e in  A n tragse rfo rde rn is, zu r B ehebung de r N o tlage  is t vo rrang ig  

vo rhandenes V e rm ögen  e inzuse tzen und d ie Le is tung so ll ande rs a ls im  S G B X II im  R egelfa ll -  und 

von sogenann ten „a typ ischen F ä llen“ abgesehen - a ls D arlehen  e rbrach t w e rden (B e rlit in  LP K - 

S G B II, R Z 206 ). D ie nahezu  g le ich lau tenden  R egelungen in  den be iden S oz ia lgesetzbüche rn  geben  

vo r, dass S chu lden übe rnom m en w erden so llen , „w enn d ies  ge rech tfe rtig t und no tw end ig  is t und  

sons t W ohnungs los igke it e inzu tre ten d roh t." E ine ve rg le ichba re  N o tlage w ürde m it e ine r 

w e itgehenden  S perrung de r S trom -, G as- ode r W asse rverso rgung e in tre ten . D aher kom m t nach den 

be iden V o rsch riften auch  e ine Ü bernahm e von E nerg iekos tenrücks tände  in B e trach t (D V , 2015 ,19 ).

M it de r ve ränderten  Z uständ igke its rege lung  tra ten d ie  Jobcen te r a ls neue A k teu re  au f den P lan, und 

d ie N eurege lung ve rände rte d ie  A rbe it der K om m unen und ih re r fü r d ie P räven tion zus tänd igen  

S te llen : F ü r den P ersonenkre is  der M enschen , d ie  G runds iche rungs le is tungen nach dem  S G B II 

bezogen , konn ten s ie  ab 2005 d ie E n tsche idungen über e ine S iche rung de r U n te rkun ft au f dem  W eg  

e ine r M ie tschu ldenübernahm e n ich t m ehr tre ffen . D ies lie f der Idee  zuw ide r, d ie  V e ran tw ortung  fü r 

H ilfen  in  W ohnungsno tfä llen fach lich  s innvo ll zu bünde ln , und schu f insbesondere zw ischen den 

Jobcente rn in  gem e insam er T rägerscha ft von K om m une und A rbe itsagen tu r und dem  re in  

kom m una len H ilfesys tem  S chnitts te llenp rob lem e , d ie  es vorher n ich t gegeben  ha tte . N ehm en  

Jobcen te r d ie  ihnen 2005 zugefa llenen  A u fgaben de r W ohnungss icherung se lbs t w ah r, s te llt s ich  

zw ischen ihnen  und den K om m unen e in  ähn liches P rob lem  w ie  zw ischen K re isen und  

k re isangehörigen  G em e inden. G e ling t fü r d ie  Le is tungsbe rech tig ten nach S G B  II ke ine  

W ohnungss iche rung , en ts teh t au f der kom m unalen S e ite  e ine U n terb ringungsve rp flich tung  -  das  

P rob lem  und e tw a ige F o lgekos ten w erden au f e inen ande ren T räge r ve rlage rt.

U m  dem  zu begegnen , g ib t es g rundsä tz lich d ie M ög lichke it, der K om m une a ls dem  ö rtlichen T räge r 

de r G rundsiche rung fü r A rbe itsuchende  d ie  A u fgabe nach § 22 A bs. 8 S G B II 

(M ie tschu ldenübernahm e) übe r e inen B esch luss der T räge rversam m lung  nach § 44b S G B  II i. V . m .

§  44c A bs. 2 N r. 4  S G B II zu übe rtragen. In  d iesen F ä llen trifft e ine kom m unale  S te lle d ie  

Le is tungsentsche idung  über d ie M ie tschu ldenübernahm e, w as inso fe rn  unschäd lich  is t, a ls d ie  

au fgew endeten M itte l zu  den K osten de r U n terkunft gehö ren , d ie  ohneh in ins B udget des 

kom m unalen T rägers  fa llen .9 Is t e ine A u fgabenübertragung  n ich t m ög lich bzw . n ich t gew ünsch t, 

em p fieh lt de r D eu tsche V e re in , „A u fbau- und A b lau forgan isa tion “ in  den Jobcen tern zum indest so  zu  

ges ta lten , „dass de r K om plex itä t des H ilfebeda rfs  züg ig  und um fassend en tsp rochen w erden kann". 

H ie rzu gehö ren w egen de r e rfo rderlichen K om petenzen zum  M ie trech t „gesonderte  Z us tänd igke iten  

im  Jobcente r, um  d ie  e rfo rde rliche F achkom pe tenz  m it B lick  au f den ind iv idue llen  H ilfebedarf zu  

bünde ln .“ (D V , 2015, S . 12 f.)

E ine Ü bernahm e de r S chu lden nach § 22 A bs. 8 S G B  II so ll a ls D arlehen e rfo lgen. E ine Ü bernahm e 

de r S chu lden nach § 36 S G B  X II kann a ls B e ih ilfe  ode r a ls D arlehen  gew ährt w e rden (vg l. B usch- 

G eertsem a e t a l., 2014 , S . 80 ).

2.5 KdU-Richttinien, Mietspiegel und sch lüss iges Konzept

Z u w e lchen P re isen  T ransferle is tungsem pfängerinnen und -em p fänge r W ohnraum  anm ie ten  können , 

leg t der ö rtliche  T räge r de r S oz ia lh ilfe  bzw . de r kom m una le  T räge r de r G rundsicherung  fü r

9 In der P rax is e rhä lt das Jobcen te r e ine In form a tion  über d iese E n tscheidung, d ie  A usgaben  w erden do rt ve rbuch t und e ine

A u frechnung  ve ran lass t. D ie R ückzahlung geh t an d ie K om m une . (D ie oben be re its e rw ähn te P rax ish ilfe des M A G S N R W  [2019 ] en tha lt 

u . a . V e rtragsm uste r fü r e ine entsprechende  B eau ftragung .)



Beispiele 

 
Stadt Karlsruhe 
Wohnraumakquise durch Kooperation  
 
Seit dem Jahr 2005 betreibt die Stadt Karlsruhe das Programm 
„Wohnraumakquise durch Kooperation“. Ziel dieses Programms ist es, 
privaten Wohnraum für wohnungslose und von Wohnungslosigkeit 
bedrohte Personen zu erschließen. Die Stadt erwirbt hierfür bei privaten 
Vermieterinnen und Vermietern ein Belegrecht für zehn Jahre. Die 
Mieten entsprechen den Angemessenheitsgrenzen bei 
Sozialleistungsbezug. Die Vermietenden erhalten, abhängig von Zustand 
und Größe der Wohnung, einen Zuschuss. Zudem gewährt die Stadt für 
fünf Jahre eine Mietausfallgarantie. Der Gemeinderat stellt für die 
Akquise und die Mietausfallkosten sowie für anfallende 
Renovierungskosten jährlich Mittel zur Verfügung. Für die gesamte 
Vertragslaufzeit stehen den Vertragspartnerinnen und -partnern bei allen 
im Mietverhältnis auftretenden Problemen feste Ansprechpartnerinnen 
und -partner zur Verfügung. Die Bewohnerinnen und Bewohner werden 
über die Sozialarbeit der Fachstelle Wohnungssicherung ausgesucht 
und von dort bei Bedarf auch betreut. Im ersten Jahr bleibt die Stadt für 
das Mietverhältnis Vertragspartnerin. Ab dem zweiten Jahr erhalten die 
Bewohnerinnen und Bewohner einen direkten Mietvertrag mit der 
Eigentümerin / dem Eigentümer.  
In den Jahren 2019 und 2020 konnten 60 beziehungsweise 62 
Wohnungen akquiriert, saniert und jeweils 140 Personen zur Verfügung 
gestellt werden. Durch die Wohnraumakquise wurden in den Jahren 
2005 bis 2020 insgesamt 2.183 Menschen, darunter 483 Familien mit 
938 Kindern, in 860 Wohnungen mit bezahlbarem Wohnraum versorgt. 
Da über die Wohnraumakquise Wohnraum von der Ein- bis zur 
Siebenzimmerwohnung zur Verfügung steht, kann flexibel auf die 
unterschiedlichen Bedürfnisse der Klientinnen und Klienten eingegangen 
werden. Die städtische Wohnraumakquise ist eine etablierte Konstante 
und aktive, anerkannte Akteurin am Karlsruher Wohnungsmarkt. Durch 
den Erwerb der Belegrechte und die Neubelegung bei Aus- und 
Umzügen ist ein eigener Mikrowohnungsmarkt entstanden. 
Renovierungskosten bei Umzügen und Mieten bei vorübergehendem 
Leerstand werden aus Akquisemitteln getragen.  
Keine Bewohnerin / kein Bewohner wird zwangsweise in eine Wohnung 
eingewiesen. Alle erhalten die Möglichkeit, die Wohnung vorab zu 
besichtigen und ziehen nur dann ein, wenn sie der Anmietung 
zustimmen. Dass bislang nur wenige Menschen ihre Wohnung wegen 
Problemen im Wohnen aufgeben mussten, zeigt den Erfolg dieses 
Ansatzes. Ohne das Programm Wohnraumakquise wären die 
Wohnungs-losenzahlen in Karlsruhe deutlich höher. Wenn nur die Hälfte 
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der Personen, die über das Programm mit Wohnraum versorgt wurden, 
eigenständig keine Wohnung gefunden hätte, so müssten zu den 
aktuellen Unterbringungszahlen noch circa weitere 800 Personen 
hinzugerechnet werden. Dies wäre mit einem immensen Anstieg der 
Hotelkosten verbunden.  
Da Miete in jedem Fall deutlich preiswerter als eine Obdachlosenunterbringung 

ist, amortisieren sich die Akquisezuschüsse nach wenigen Monaten. 

 

 

Aus Gesamtkonzept Wohnungslosenhilfe- Zwölfter Sachstandsbericht 2021, Stadt Karlsruhe 

https://www.karlsruhe.de/b3/soziales/einrichtungen/wohnungssicherung/bericht/HF_sections/cont

ent/1499178186326/ZZm5MSDznqpVCK/Gesamtkonzept_Wohnunglosenhilfe.pdf  

Download vom 25.01.2022 
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Stadt Hamburg 
 
Der 2004 mit 12 Hamburger Wohnungsunternehmen abgeschlossene Kooperationsvertrag 
sieht in § 11 Abs. d) vor, dass die Freie und Hansestadt Hamburg für durch die Fachstellen 
vermittelte Mieter der Stufen 2 und 3 für Ersatzleistungen (Gewährleistungen) aufkommt, 
sofern die Betreffenden ihren gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen zur Erhaltung 
der Mietsache nicht nachkommen und das Wohnungsunternehmen gezwungen ist, 
Ersatzleistungen vorzunehmen, die von den geleisteten Mietkautionen oder 
Genossenschaftsanteilen nicht gedeckt sind.  
 
Die Gewährleistungen werden auf Antrag des Wohnungsunternehmens gewährt, bei dem 
das von der Fachstelle vermittelte Mietverhältnis mit einem nach Stufe 2 oder 3 
eingestuften Mieter besteht oder bestand. Die Leistung kann bei einem laufenden 
Mietverhältnis innerhalb von 36 Monaten nach Abschluss des Mietvertrages geltend 
gemacht werden. Treten in diesem Zeitraum Probleme im Mietverhältnis auf, kann die 
Gewährleistungszeit auf Antrag des Wohnungsunternehmens um weitere 12 Monate 
verlängert werden. Die Leistung kann auch geltend gemacht werden, wenn der Mieter 
innerhalb des o.a. Zeitraumes aus der Wohnung auszieht und die Schäden im 
Zusammenhang mit dem Auszug festgestellt werden.  
 
 
Aus: 

Fachanweisung zur Wohnungslosenhilfe  
Hilfen für Obdachlose, Wohnungslose und für von Wohnungslosigkeit bedrohte Personen (kann bei Bedarf 

von Fr. Kölln-Tietje als PDF versendet werden) 

 

 

Bemerkung: 

Bei einer jährlichen Versorgung von rund 1000 Haushalten mit umfangreichen 
Garantieverpflichtungen (da ging es um Schäden am Wohnraum), wurde die 
Gewährleistung für Schäden im Schnitt nur rund 30 Mal in Anspruch genommen.  

(parlamentarische Anfrage Hamburger Bürgerschaft, Drucksache 21/2035) 
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WohnECK Nordfriesland 

 

Aufgabe der WohnECK NF gGmbH ist es, jetzt und in Zukunft vielfältige 
„SozialeWohnraumLösungen“ für ihre Zielgruppen zu erschließen und zu begleiten. 

In Verbindung mit Wohlfahrtsverbänden, dem Kreis Nordfriesland, dem Kreis 
Schleswig-Flensburg, den Kommunen und vielen weiteren Partnern begründet sie 
neue Mietverhältnisse für bedürftige Menschen oder bemüht sich darum, bereits 
bestehende Mietverhältnisse zu erhalten. Die WohnECK NF gGmbH unterstützt im 
Bereich Beratung, Vermittlung und Verwaltung zwischen Vermieter und Mieter. In 
Kooperation mit Wohnungsbaugesellschaften und/oder privaten Investoren hilft sie 
außerdem gezielt bei der Entstehung attraktiven neuen sozialen Wohnraums.  

(WohnECK über sich) 

 

Beschreibung: 

Die Zielgruppe der WohnEck sind alle Menschen, die Probleme haben auf dem freien 
Wohnungsmarkt passenden Wohnraum zu bekommen. 

Die WohnEck mietet selber Wohnraum an und vermietet diesen dann passend an 
Menschen, die Bedarf haben. Sie bleiben dort in der Regel Hauptmieter und 
übernehmen viele Verwaltungsaufgaben für die eigentlichen Vermieter. Auch 
sozialpädagogische Betreuung kann bei Bedarf von der Firma aus organisiert 
werden. 

Auch kümmern sie sich um Hilfesuchende, die Probleme mit einem bestehenden 
Mietverhältnis haben, seien es Mieter oder auch Vermieter. 

Die WohnECK ist eine gemeinnützige GmbH, finanziert aus Projektgeldern des 
Bundes, des Landes und regelmäßigen Beiträgen der teilnehmenden Kreise. 

Das Projekt startete im Kreis Nordfriesland. Dort wurde das Projekt 2020 unbefristet 
verlängert und wird seitdem mit jährlich 200000 Euro bezuschusst. Seit Januar 2021 
gehört auch der Kreis Schleswig-Flensburg dazu. 

 

 

 

Informationen aus https://wohneck-nf.de vom 09.02.2022 
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